
· PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

Rn das 
Prasidium des Nationalrates 

ParLament 
1010 Wien 

i/ir Zei chen,·'5etlrei ben vom: 

iv'jen, am 1/.3. j9g2 

Unser Zeichen: 
::;- J92/~:;eh 

DurchwahL : 
4 ?8 

j:/IoJ_U __ .f}.lJ~~~ En t wu.r i e.i fies Burn}e ~:; !!i-O' ,;, ce> L z e', !JiJer eh e ('ewätu- unq 
von S t udi enoei hi L fen und wei t eren S t udi eo roräe·­
f ungsmal3naiimen (S t ueU en(örderungsge5;e tz /99:) 
StuäFL;' ;992) 

reichs beehrt sieh, dem Prdsidium des Nationalrates die 

Lleil .. iegenden 25: Rösehrif'ten i!irer SteLLungnahme zum Entwur( 

eincs Bundesgesetzes ULier die Gew~hrung von 5tudienbeihilfen 

und weiteren Studien(orderungsmaßnahmen cStudienforderungs 

qesetz 1.<}92 - StudFG 1.(92) mit der Bitte um kenntn.isna!7fm o 

zu tJbe(~rei ehen. 

F,jr den GeneraL sekre t df' 

gez. Dr. Schuoerth 

1014 Wien, Löwelstraße 12, Postfach 124, Telefon 53 441, Telefax 53441-328, 53441-510, Fernschreiber 13/5451 

16/SN-112/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



, 
.... 

I'RASIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

Rn das 
Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung 

Ninoritenplatz 5 
1014 Wien 

Ihr Zeichen/Schreiben {10m: 
68.159/89-11/91 18.12. /991 

Wien f am 11 . .3.1992 

Unser Zeichen. 
5-192/5ch 

Durchwaht : 
478 

j3.5-,tcet-:!~: Entwurf eines Bundesgesetzes uber ehe Gewijhrung 
von '..~·tudienbeihiL fen und weiteren Studient-örde 
rungsmaBnahmen (Studient-örderungsgesetz 1992 -
SiudFG1992J 

Die Präsidentenkont-erenz der Landw'irtschaftskammern oster-

reichs beehrt sich., zum vorge1.egten Entwurf eines Bundesge-' 

setzes uber die Gewährung von Studienbeihilfen und weiteren 

Studienförderungsmaßnahmen wie fo1.gt Stellung zu nehmen: 

Den vorgeschLagenen ZieLsetzungen und Maßnahmen der Neuord­

nung der Studienförderung wird grundsätz1.ich zugestimmt" 

wobei die grundLiche Fundierung der Neuregelung durch wis­

senschaftliche Untersuchungen uber das Universitätsstudium 

in Osterreich und die soziaLe Lage der Studenten anerken-

nend zu vermerken ist. 

Die F1nheLJung der StudienbeihilFen sowie der Einkommensgren­

zen und der F1LJsetzbeträge rur weitere Familienangehörige 

wird begruBt. Hervorzuheben ist auch die neue textliche 

GLiederung., die zu einer besseren Ubersichtlichkeit und 

damit LeSbarkeit des Gesetzes fuhrt. 
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Zu einzeLnen Bestimmungen wird foLgendes bemerkt: 

Zu § 15 Abs. 2: 

Die Anhebung der Uermdgensobergrenze von 5 400.ooD,-- auf 

5 1500,000,-- bei der Definition soziaLer Bed0rftigkeit wird 

aLs Schritt in die richtige Richtung anerkannt. Erinnert 

sei daran, daß sich die Pr~sidentenkonferenz von Anfang 

an gegen die Einf0hrung einer Uermdgensgrenze zus~tzLich 

zu den EinAommensgrenzen f0r die Studierenden und ihre 

Eltern ausgesprochen hatte. 

Zu i 7 Abs. 2' 

Die Bestimmung über das zur Prüf'ung der sozialen Bed0rt'tig­

keit nachzuweisende Einko@nen soLLte in Z. 3 wie folgt 

Lauten: 

"J. Bei Eink0nften aus Land- und Forstwirtschaft, äie nach 

Durchschnittss~tzen gem~ß § 

1988 (EStG 1988), BGBl.Nr. 

17 des Einkommensteuergesetzes 

4- 00, ermi t tel t werden, durch 

di e Uorl aqe .-!:1J?S _EiJlkommeJis t e....uerbescheiJ;ies -.fdQer dES j;ulJ'i.J z1 

:!....~.LdnL a..Q..(e---.1.<"e.Len,cf.er jal7/=.; so fern der Ei nkommens t euerbeschei d 

nicht vorLiegt, durch die Uorlage des zuletzt ergangenen 

Einhei tswertbeschei des". 

Zur Begr0ndung sei aUf die Ausführung zu § 11 verwiesen. 

Zu § J 1 (Pauscl7alieruflQsausqleicl7): 

1713/ im§ 71 ' gLeicl7Lautenä mit§ 6 des geLtenden Gesetzes 

normierten Erhdhung der Eink0nfte pauschaLierter Land- und 

forstwirtschaftLicher Bet/iebe um 10 % des Einheitswertes 

/<.ann grunds~tzLich nicht zugestimmt werden. Dieser "Pau­

schaLierungsausgLeich" entbehrt heute in cfiesem Umfang e.i·' 

ner sachlichen Begründung und Rechtfertigung und bedeutet 

eine ungleiche Behandlung von Selbst~ndigen gegen0ber 
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unsl:?l tJs t .:]ndig Erwerbs t ä t igen. Gerade anges ich t s der 

schLechten Einkommenssituat1on der Bauern ist eine 10'1-1ge 

Hi nzurecl7nung jeden t-aL L s IJberhöh t. § 1 i Z. '7 u. 2 soL L en 

deshaLLr Lauten: 

""1. Bei Einkünrten aus Land- und Forstlolirtsc/7at-t
J 

rrJr die 

eine VeranLagung vorLiegt, entspricht das Einkommen dem 

im EinkommensteuertJescheid genannten Betrag. 

2. Bei Einkommen aus Land- und ForstwirtschaFt.., rür die 

keine VeranL agung erFoLgt J 10 .~~. des Einhei tswertes des 

Land- und rorstwirtschartlichen Vermögens Lris maximal 

5 53.600,-'- (§ 42 RLrs.! Z. ] ESten. " 

Rur roLgende Redaktionsversehen wird noch aurmerksam ge­

mach t.- Im § 23 Rbs. 2 Z. ./ ist nach dem KL ammerausdruck das 

Wort 

statt 

Rbs. 

"oder" ei nzuUjgen. Im 1. 

"Freibetrijge gemäD Rbs. 

4." hei/Jen. 

Satz des§ 25 Rbs . ., mulJ es 

]" richtig "Freibeträge gemälJ 

25 Rbschrirten dieser Stellungnahme werden wunschgemäß 

gLeichzeitig dem Präsidium des NationaLrates zugeLeitet. 

Der Pri:]s iden t .- Der Generalsekretär: 
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